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Beachte 

Anwendbar auf Streitbeilegungsbeschwerden hinsichtlich Streitfragen in einem Zusammenhang mit 
Einkommen oder Vermögen, das in einem Besteuerungszeitraum, der am oder nach dem 1. Jänner 2018 
beginnt, erwirtschaftet wird. 

Text 

Benennung der unabhängigen Person durch Gericht 

§ 42. (1) Werden eine von der österreichischen zuständigen Behörde zu benennende unabhängige 
Person und ihre Stellvertreterin bzw. ihr Stellvertreter nicht innerhalb der Frist gemäß § 39 benannt, kann 
die betroffene Person beim Bundesfinanzgericht deren Benennung innerhalb von 30 Tagen nach Ablauf 
der Frist beantragen. Das Bundesfinanzgericht hat eine unabhängige Person und ihre Stellvertreterin bzw. 
ihren Stellvertreter aus der Liste gemäß § 5 auszuwählen. 

(2) Die österreichische zuständige Behörde kann die Benennung einer bestimmten unabhängigen 
Person durch das Bundesfinanzgericht oder durch das zuständige Gericht oder die einzelstaatliche 
benennende Stelle des anderen betroffenen Mitgliedstaates nicht aus einem der in § 40 Abs. 4 genannten 
Gründe ablehnen. 

(3) Haben sowohl die österreichische zuständige Behörde als auch die zuständigen Behörden der 
anderen betroffenen Mitgliedstaaten die zu benennenden unabhängigen Personen und ihre 
Stellvertreterinnen bzw. ihre Stellvertreter nicht innerhalb der Frist gemäß § 39 benannt, sondern sind 
diese vom Bundesfinanzgericht bzw. von den zuständigen Gerichten oder den einzelstaatlichen 
benennenden Stellen der anderen betroffenen Mitgliedstaaten benannt worden, dann wird die bzw. der 
Vorsitzende aus der Liste gemäß § 5 durch Losentscheid bestimmt. 



  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 2 von 2 

(4) Die Benennung einer unabhängigen Person und deren Stellvertreterin bzw. Stellvertreter durch 
das Bundesfinanzgericht erfolgt gemäß § 587 Abs. 8 der Zivilprozessordnung – ZPO, RGBl. 
Nr. 113/1895 mit Erkenntnis. 

(5) Das Bundesfinanzgericht hat das Erkenntnis der betroffenen Person und der österreichischen 
zuständigen Behörde zuzustellen. Die österreichische zuständige Behörde hat dies den zuständigen 
Behörden der anderen betroffenen Mitgliedstaaten unverzüglich mitzuteilen. 
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